1.3.
Der Diskurs um die Bedeutung von Ethnizität

Die weltweite Zunahme von Migration und ethnischen Konflikten haben die Diskussion um die Bedeutung von Ethnizität belebt. Die Auseinandersetzung entwickelte sich an der Kritik von Definitionen, die Ethnizität als ein objektiv vorhandenes - von der Selbst- und Fremdeinschätzung unabhängiges - Phänomen betrachten. Ausgehend von der Diskussion solch einer zuschreibenden Formulierung von Ethnizität werden im Folgenden mehrere Ansätze, Ethnizität zu erklären, vorgestellt. 

1.3.1. Gibt es objektive Kriterien zur Unterscheidung von Ethnien? 

Das Wort Ethnie kommt von dem griechischen Ausdruck ethnos und bedeutet nichts anderes als Volk. Nach der ethnologischen Definition unterscheidet sich eine Ethnie von einer anderen durch Kriterien wie gemeinsame Sprache, Abstammung, Religion, Kultur, kollektive Selbstdefinition und einen gemeinsamen Siedlungsraum.
 Anhand dieser De​fi​nition soll der Versuch gemacht werden zu diskutieren, wer die Kurden sind.
 Religion kann von vornherein als gemeinsames Kriterium ausgeschlossen werden. Die verschiedenen Religionen - Sunniten, Aleviten und Yezidi - werden übereinstimmend als trennendes Moment der Kurden an​ge​sehen. Als nächstes stellt sich die Frage, wie es sich mit dem Kriterium Sprache verhält. Weder alle Menschen, die Kurdisch sprechen, begreifen sich als Kurden, noch beherrschen alle, die sich selber als Kurden definieren, die kurdische Sprache.
 Genauso wenig wie das Kriterium Sprache, das Kurdischsein definieren kann, kann es das Kriterium Abstammung. Kinder kurdischer Eltern definieren sich oft genug als Türken, Araber oder Iraner. Auch das Merkmal gemeinsamer Siedlungsraum lässt keine eindeutige Einordnung zu. Durch Vertreibungen und Migration haben immer mehr Kurden „Kurdistan“ verlassen, die sich aber auch in Istanbul oder Berlin ganz explizit als Kurden definieren, während gleichzeitig - durch staatliche Umsiedlungen gefördert - Nicht-Kurden in dem als Kur​distan bezeichneten Gebiet siedeln. Der Begriff Kultur ist wegen seiner Beliebigkeit und Ungenauigkeit noch weniger geeignet festzulegen, wer Kurde ist und wer nicht. Bei Angelegenheiten wie Essgewohnheiten, Habitus und Moralvorstellungen gibt es zahlreiche Überschneidungen mit anderen Ethnien, die im gleichen oder im angrenzenden Raum leben. Es ist anzunehmen, dass ein kurdischer Intellektueller in Istanbul mehr kulturelle Gemeinsamkeiten mit einem türkischen Intellektuellen aus derselben Stadt hat, als mit einem kurdischen Bauern aus Hakkari. Zusammenfassend lässt sich feststellen: Es gibt Menschen, die weder Kurdisch sprechen, noch in Kurdistan leben, sich aber selbst als Kurden definieren. Umgekehrt gibt es Menschen, die von Kurden abstammen und Kurdisch sprechen, sich aber als Türken (oder Araber) definieren. Nachdem es allen angesprochenen Faktoren an Eindeutigkeit mangelt, bleibt als Kriterium nur noch die kollektive Selbstdefinition. Auch der kurdische Wissenschaftler Nebez
 kommt als überzeugter kurdischer Nationalist zu ähnlichen für ihn niederschmetternden Ergebnissen. Nachdem er alle Merkmale, die eine Ethnie bestimmen, durchgegangen ist, stellt er fest: „Zusammenfassend kann man sagen, dass das gemeinsame kurdische Gefühl wichtiger ist als alle anderen Merkmale bei der Feststellung der Identität der Kurden.“ Von allen Kriterien, die Ethnologen zur Abgrenzung von Ethnien heranziehen, hat letztlich nur das subjektive Gefühl einen eindeutigen Charakter.
 

1.3.2. Dekonstruktion der Kategorie Ethnizität

Von Max Weber stammt der klassische Ansatz, Ethnizität zu dekonstruieren. Weber sieht den Widerspruch zwischen der modernen formal-rational organisierten Gesellschaft, deren soziale Organisationsprinzipien auf allgemein überprüfbaren Kriterien wie Leistung beruhen, und dem Glauben an ethnische Gemeinsamkeit in den völkischen Ursprungsmythen der deutschen Romantik. Mit dem wachsenden Nationalismus seiner Zeit setzte er sich kritisch aus sozialwissenschaftlicher Sicht auseinander. Weber unterscheidet zwischen „Gemeinschaft“ und „Gesellschaft“. Um „Vergemeinschaftung“ handelt es sich, „wenn und soweit die Einstellung des sozialen Handelns ... auf subjektiv gefühlter (affektualer und traditioneller) Zusammengehörigkeit der Beteiligten beruht. Vergesellschaftung soll eine soziale Beziehung heißen, wenn und soweit die Einstellung des sozialen Handelns auf rational (wert- und zweckrational) motiviertem Interessenausgleich oder auf ebenso motivierter Interessenverbindung beruht.“ (Weber 1972, S. 21)

Für Weber sind nicht objektive Gemeinsamkeiten, sondern der subjektive Gemeinschaftsglaube das entscheidende Kriterium für die Definition von Ethnizität. „Wir wollen solche Menschengruppen, welche aufgrund von Ähnlichkeiten des äußeren Habitus oder der Sitten oder beider oder von Erinnerungen an Kolonialisation und Wanderung einen subjektiven Glauben an eine Abstammungsgemeinschaft hegen, wenn sie nicht ‘Sippen’ darstellen, ‘ethnische’ Gruppen nennen, ganz einerlei, ob eine Blutsgemeinschaft vorliegt oder nicht.“ (ebd., S. 237)

Der ethnische Gemeinschaftsglaube erfreue sich so großer Beliebtheit, weil er von jedem Mitglied der jeweiligen Gruppe in Anspruch genommen werden kann, ganz gleich, an welcher Stelle der so​zi​alen oder ständischen Hierarchie er steht. „Und hinter allen ‘ethnischen’ Gegensätzen steht naturgemäß irgendwie der Gedanke des ‘auserwählten Volks’, der nur ein in das horizontale Nebeneinander übersetztes Pendant ‘ständischer’ Differenzierungen ist und seine Popularität eben davon entlehnt, dass er im Gegensatz zu diesen, die stets aus Subordination beruhen, von jedem Angehörigen jeder der sich gegenseitig verachtenden Gruppen für sich subjektiv in gleichem Maße prätendiert werden kann.“ (ebd., S. 239)

Nach Brumlik deutet die Wahl des Begriffs „auserwähltes Volk“ darauf hin, dass es Weber auch darum geht, die Juden als ein nicht in die deutsche Nation homogenisiertes Volk zu delegitimieren. „Letzten Endes erweist sich, dass Weber Theorie der Ethnizität kaum anderes darstellt als eine Kritik des für ihn zeitgenössischen Judentums, dem er vorsorglich eine Ethnizität absprechen wollte, die es jedenfalls zu seiner Zeit und in Deutschland allenfalls noch in bestimmten Randbereichen für sich beanspruchte.“ (Brumlik 1990, S. 189) Brumlik argumentiert weiter, „dass daher seine soziologische Dekomposition auch darauf abzielt, jenes seit Fichte noch allen deutschen Patrioten anstößige Element eines Staats im Staate, eines nicht in die deutsche Nation homogenisierten Volkes zu delegitimieren“ (ebd.).

Wenn Weber den Juden als Ethnie die Existenzberechtigung abspreche, so Brumlik, wolle er sie implizit assimilieren: „... wer dekonstruiert, möchte auch assimilieren! Das kann man wollen oder nicht! Zu fordern wäre freilich auch in diesen Fragen Konsistenz und intellektuelle Redlichkeit: Wo die Ethnizität ihr vermeintlich naturwüchsiges Recht auf echte Gemeinsamkeit verloren hat, sollte anderen Verbänden ähnlicher Art der Anschein naturwüchsiger Legitimität ebenfalls abgesprochen werden.“ (ebd.)

Brumlik will mit seiner Kritik an Weber darauf aufmerksam machen, dass der sozialwissenschaftliche Diskurs um den Begriff Ethnizität vor dem Hintergrund verschiedener Interessen geführt wird, zu denen auch das Spannungsfeld konkurrierender sich ethnisch definierender Gruppen gehört. Das bedeutet, dass der jeweilige (politische) Zweck, der mit der Dekonstruktion von Ethnizität verbunden ist, zu hinterfragen und ebenfalls zu dekonstruieren ist. 

Der Kemalismus hat beispielsweise umfangreiche Anstrengungen unternommen, die kurdische Ethnizität zu dekonstruieren. Versuche, die Kurden als Angehörige ursprünglich türkischer Stämme zu beschreiben oder ihre Bedeutung mit Verweis auf das „ethnische Mosaik der Türkei“ zu relativieren, sind im Kontext des Widerstreits zwischen türkischem und kurdischem Nationalismus zu verstehen. 

In den Sozialwissenschaften hat sich - ausgehend von Weber - die Erkenntnis durchgesetzt, dass Ethnizität nichts Naturgegebenes, sondern ein soziales Konstrukt mit historischem Charakter darstellt, das von Entwicklungen abhängig und selber entwicklungsfähig ist. Ein radikal dekonstruierender Ansatz findet sich bei Bukow und Llaryora. Für sie entbehren die Begriffe kulturelle Identität und Ethnizität jeder wissenschaftlichen Grundlage.

Erst die Konstruktion ethnischer Homogenität und nationaler Mythenbildung verbunden mit der rechtlichen Ungleichstellung bringe die Einwanderer in eine Lage, die eine soziale Etikettierung ermögliche. Migranten übernähmen dann die ihnen zugeschriebenen Merkmale bzw. griffen auf die Vergangenheit zurück. Zu Beginn der Einwanderung sei der Migrant „vollständig in den systemischen Zusammenhang der neuen Situation qua Arbeitsplatz, Konsumerfordernisse und Wohngegebenheiten integriert. Weiter ist er, weil er eben Zuwanderer ist, notwendig offen gegenüber neuartigen Erwartungen und von seiner Sozialisation her in jedem Falle fähig, aufgrund der Vertrautheit mit den Basisstrukturen der alten wie der neuen Lebenswelt, sich zu arrangieren.“ (Bukow/Llaryora 1988, S. 51) Erst die Ausgrenzung durch die Aufnahmegesellschaft lasse den an und für sich integrationswilligen Einwanderer sich seiner Vergangenheit zuwenden. Die Herkunftsgesellschaft erfahre eine erhebliche Aufwertung. „Die Vergangenheit wird nach identitätsstützenden Momenten geradezu abgesucht.“ (ebd., S. 52)

Die Migranten zögen sich in Nischen zurück, die ihnen von der Aufnahmegesellschaft zugewiesen würden. Ethnische Gruppen- und Ghettobildung führe nun wiederum zum Vorwurf mangelnder Integrationsbereitschaft. „Die Ethnisierung leitet einen circulus vitiosus, einen selbstaufschaukelnden Prozess ohne Ende ein.“ (ebd., S. 109) Voraussetzung für eine Veränderung dieses Prozesses sei ein Ende der Politik der Ethnisierung.

An dem Ansatz von Bukow und Llaryora ist hervorzuheben, dass die Integrationshindernisse in der Aufnahmegesellschaft und nicht - wie üblich - bei den Migranten gesucht werden. Die Verantwortung liegt bei der deutschen Gesellschaft, die ihnen kein Angebot für ein positives Selbstkonzept macht. Die deutliche Schwäche des Ansatzes liegt darin, dass er die kollektiven Selbstbilder von Migranten ignoriert (s.a. Auernheimer 1990, S.104). 

1.3.3.
Kritik an der Ethnisierung sozialer Konflikte: Dittrich / Radtke

Dittrich und Radtke
 haben in zahlreichen Beiträgen auf die ideologische Nähe des Konzepts „kulturelle Identität“ zu völkischen Konzepten hingewiesen und davor gewarnt, in der Selbstethnisierung der Migranten einen Ausweg zu sehen. Der interkulturellen Pädagogik und den Sozialwissenschaften wird vorgeworfen, die Kategorie „Ethnizität“ nicht angemessen in Frage gestellt zu haben. Genauso wie die Wissenschaften die Kategorie „Rasse“ entwickelten und damit „real existierende Macht- und Herrschaftsverhältnisse naturwissenschaftlich begründ- und legitimierbar erscheinen“ (Dittrich/Radtke 1990, S. 18) ließen, seien die Wissenschaften maßgeblich daran beteiligt gewesen, die Kategorie „Ethnizität“ zu konstruieren. „Ethnische Identität“ findet genauso wenig wie „Rasse“ eine Entsprechung in der Wirklichkeit. Beide Begriffe „entstanden in einer bestimmten historischen Konstellation als bestimmte historische Konstruktion eines konstanten sozialen Problems. ... Während in der Aus​einandersetzung mit dem Konzept ‘Rasse’ die Brauchbarkeit der Kategorie selbst als Unterscheidungsmerkmal bestritten wird und der darauf gegründete Antirassismus sich politisch gegen die Rassisierung sozialer Konflikte wendet, wird in der Auseinandersetzung um den Nationalismus und der in seinem Gefolge stattfindenden Unterdrückung von ethnisch definierten Minderheiten bislang die Kategorie in ihrer Angemessenheit nicht in Frage gestellt, sondern weiter in Anspruch genommen. Das gilt auch für solche soziale Bewegungen, die eine dominierende Mehrheit mit einer Gegen-Ethnisierung konfrontieren, um das Dominanzverhältnis aufzubrechen.“ (ebd., S. 23) Das würde in die Sackgasse von „ethnischem Bewusstsein“ gegen „ethnisches Bewusstsein“ führen (ebd.). 

Dittrich und Radtke warnen davor, in ethnischen Selbstzuschreibungen ein emanzipatorisches Element zu sehen. „Ethnizität, die, von außen zugeschrieben, als Fixierung und Unterdrückung wirkt, wird nicht schon dadurch, dass eine Gruppe sich die Zuschreibung identifikatorisch zu eigen macht, zur Voraussetzung von Emanzipation. Die heute anstehenden globalen Probleme werden nicht durch eine Re-Ethnisierung, sondern bestenfalls durch eine Ent-Ethnisierung und Ent-Nationalisierung der Politik zu bewältigen sein.“ (ebd., S. 35)

Unter Bezug auf Hannah Arendt unterscheidet Radtke (1987 u. 1988) zwischen politischer, sozialer und privater Sphäre. Die Integration von Migranten müsse sich in der öffentlichen Sphäre als Partizipation an Rechten und Erfüllung sozialer Interessen vollziehen. Partikulare Orientierungen wie Ethnizität hingegen gehören als Mittel der Vergemeinschaftung in die Privatsphäre. In diese Sphäre habe sich der Staat nicht einzumischen: „Der moderne Staat hat weder Ethnizität zu pflegen noch zu unterdrücken.“ (Radtke 1988) 

Den Rahmen moderner Gesellschaften stelle aber der Nationalstaat dar, so Hamburger (1999). Dieser sei Bezugspunkt für neue askriptive und partikularistische Loyalitäten, und damit auch Träger antimoderner Strukturmerkmale. Der Nationalstaat beanspruche als politisch-staatli​che Sphäre Universalität. Dieser Universalitätsanspruch sei aber zu hinterfragen, da jeder Nationalstaat als historisches Konstrukt partikularistische Formen aufweise. 

Ein Gleichheitsbegriff, der tatsächlich Universalität beanspruchen könnte, weil er Minderheiten einbeziehe und Konfliktpotenziale nicht in die „Dritte Welt“ ausschließe, könne erst jenseits der Kritik am Nationalstaat formuliert werden. Nicht nur die Selbstdefinition von Migranten als Angehörige einer ethnischen Minderheit beziehe sich auf den Kulturbegriff, sondern auch die durch Pädagogen repräsentierte hegemoniale Nationalkultur.

1.3.4.
Kritik am Entweder-Oder-Denken: Tove Skutnabb-Kangas

U.a. an die Adresse von Dittrich und Radtke richtet Skutnabb-Kangas
 die Kritik, dass „viele fortschrittliche Forscher/innen das Opfer von entweder/oder-Ansichten zu werden scheinen“ (Skutnabb-Kangas 1990, S. 340). Die westliche Minderheitenforschung leide darunter, so die Kritik von Skutnabb-Kangas, dass teilweise weder die Klassen- und Machtverhältnisse noch die Minderheiten/Mehrheiten-Beziehung berücksichtigt würden. Dittrich und Radtke würden zwar die Klassen- und Machtdimension anerkennen, aber die Mehrheit/Minderheit-Dimension zurückweisen. Skutnabb-Kangas bedauert, dass die „deutsche Analyse“ das „Dilemma des Pluralismus“ nicht zu erkennen scheine (ebd., S. 339). Ethnizität habe zwei wetteifernde Dimensionen: die expressive Dimension von Sprache, Kultur und Identität und die instrumentelle Dimension von ökonomisch-politischer Gleichheit. Die beiden Dimensionen von Ethnizität schlössen sich nicht aus, sondern ergänzten sich. Die Balance zwischen expressiver und instrumenteller Dimension sollte von jeder Minderheit selber in der jeweiligen historischen Situation im jeweiligen Land entschieden werden. 

„Wenn 1987 in der Bundesrepublik gesagt wird, dass der Fokus auf Sprache und Kultur von den wahren Problemen ablenkt, kann das ein Zeichen dafür sein, dass die dominanten Erklärungen immer noch auf dem Stadium der Defizit-Hypothese zur Erklärung der Probleme verharren, denen sich Minderheiten gegenüber sehen.“ (ebd., S. 340) Skutnabb-Kangas befürchtet, dass die „redliche Selbstkritik“ am Beitrag der Wissenschaften zur Konstitution ethnischer Minderheiten, eher zur Begründung subtilerer Formen der Hegemonie führt, als diese zu überwinden. Eine Überwindung defizitorientierter Erklärungen sieht sie im Übergang zur Bereicherungsphase.
 Eine Fokussierung auf die expressive Dimension schließe dann die Bedeutung der politischen, sozialen und ökonomischen Rechte nicht mehr aus. 

Skutnabb-Kangas weist auch auf die mangelnde Thematisierung der Tatsache hin, dass Minderheiten- und Migrationsforscher überwiegend der Mehrheit angehören. Die Vertreter der Mehrheit würden sich der Kritik entziehen, indem sie sich neutral, objektiv und universalistisch geben. Die Vertreter der Minderheit, die offen ihren Standpunkt zeigen, werden hingegen als parteiisch abgewertet.

1.3.5.
Ethnische Konflikte als Resultat der Moderne: 

Wilhelm Heitmeyer

Gleichgültig ob man wünscht, dass ethnische Positionierungen irgendwann einmal überholt sein werden, ob man sie bekämpft, oder ob man sie sozialwissenschaftlich dekonstruiert: Die Kategorie „Ethnizität“ ist überall auf der Welt virulent, Menschen sterben und töten dafür. Die Annahme, dass Ethnizität im Laufe der Evolution überwunden werden könnte, lässt sich angesichts vielfacher ethnischer Konflikte nicht halten. „Kaum eine Hypothese der klassischen Soziologie - nach Karl Marx, Max Weber oder Talcott Parsons - scheint nachhaltiger widerlegt zu sein als die, dass mit der zunehmenden Mobilisierung, Entzauberung und Dekapitalisierung der Welt auch die nationalen, die religiösen und rassistischen Affekte, Bindungen und Konflikte an Bedeutung verlieren und bloßen Auseinandersetzungen um ‘Interessen’ Platz machen würden.“ (Esser 1996, S. 64) 

Heitmeyer wirft radikal dekonstruktivistischen Positionen, die „vorschlagen, dass es zur Minderung von Konflikten hinreichend sei, auf ethnische Kategorisierungen zu verzichten“ (Heitmeyer 1996, S. 35), völlige politische Naivität vor. Die Antwort auf die Frage, warum „gerade heute die immer schon existierenden ethnisch-kulturellen und religiösen Differenzen so konflikthaft aufbrechen“, sieht er in der kulminierten Ungleichzeitigkeit von kulturellen und strukturellen Entwicklungen (ebd., S. 13). Das Konzept der „Ethnisierung sozialer Konflikte“, so Heitmeyer, „impliziert, dass die Aufhebung sozialer Konflikte die Relevanz der ethnischen Zugehörigkeiten zurückdrängen würde.“ (ebd., S. 52) Dem widersprechen eindeutig empirische Erkenntnisse. Fallstudien in Spanien, Kanada und Nordirland hätten gezeigt, „dass die Unterschichten der untersuchten Minderheiten (in Spanien, Kanada und Nordirland) sehr unterschiedliche Neigungen aufwiesen, die soziale Problematik und die ethnische Neigung miteinander zu verknüpfen.“ (ebd.) 

Die Globalisierung produziere einen widersprüchlichen Prozess. Einerseits werde durch die Universalisierung der Werte die soziale und rechtliche Benachteiligung aufgrund ethnischer Merkmale abgebaut. Andererseits würden gerade durch diese Verallgemeinerung der Werte die Benachteiligten ihren Ausschluss von materiellen und ideellen Gütern erkennen. Gerade Globalisierung und Werteintegration setze Prozesse in Gang, in denen Ethnizität an Bedeutung gewinne. 

Der Kapitalismus breche sich durch die Globalisierung weltweit Bahn. Aber gerade die kapitalistische Globalisierung mit ihrem aggressiv vorgetragenen Anspruch auf Durchdringung der ganzen Welt, mache dies den „Völkern“ im letzten Winkel der Erde bewusst. Gleiche Werte und gleiche Chancen versprechend und propagierend vertiefe er mit der rasenden Entwicklung der Produktivkräfte eine ständig wachsende Kluft zwischen hochindustrialisierten und unterentwickelten Regionen. Ein Entwicklungsland könne die infrastrukturellen Defizite, die es gegenüber den hochentwickelten Industrienationen habe, nicht mehr aufholen. Solange es keine Konzepte gibt, die Ungleichmäßigkeit der Entwicklung aufzuheben, könne man auch davon ausgehen, dass ethnische Konflikte kein Übergangs- sondern ein Dauerphänomen sein werden. Es sei nur logisch, dass Gruppen, denen die Teilhabe an den kapitalistischen Versprechungen vorenthalten bleibe, auf Orientierungen wie Ethnizität, Religion oder Stammeszugehörigkeit zurückgreifen, die ihnen keiner nehmen kann. „Modernisierung hat statt zur Einebnung ethnischer Unterschiede zu ihrer Verschärfung beigetragen.“ (ebd., S. 33)

1.3.6.
Wann benutzt wer warum die Kategorie Ethnizität? 

Franz Hamburger

Im Diskurs der interkulturellen Pädagogik um die Bedeutung von Ethnizität und Kultur zeigen sich - grob vereinfachend - zwei Linien. Die Verwendung der kulturellen Kategorie verdecke politische, rechtliche, soziale bzw. institutionelle Anlässe gesellschaftlicher Ungleichheit, wird auf der einen Seite argumentiert. Für andere Autorinnen und Autoren hat der Kulturbegriff die Funktion, „für die näherungsweise Kennzeichnung überindividueller Unterschiede in den Weltansichten und Lebenspraktiken von Menschen nützlich zu sein.“ (Gogolin 1999, S. 147) 

Franz Hamburger formuliert einen Standpunkt zwischen den beiden Positionen. Dabei bezieht er sich auf eine öffentliche Auseinandersetzung zwischen Auernheimer und Radtke, die den Diskurs der interkulturellen Pädagogik um die Bedeutung von Ethnizität widerspiegelt. Auernheimer stellte in einem Praxisbericht fehlendes interkulturelles Problembewusstsein bei Lehrern fest. Die Mehrheit habe „keine große Neigung, kulturelle Unterschiede zu thematisieren. Sie werden eher geleugnet.“ (Auernheimer 1994, S. 12) Radtke hält dem entgegen, dass Auernheimer einen gesellschaftlichen Konflikt psychologisiere. Für die Migrantenkinder sei es eventuell besser, wenn sie in der Schule nicht als ethnisch different auffallen würden (Radtke 1995, S. 853 ff.). 

Hamburger kritisiert die eindimensionale Vorstellung von Modernisierung. Modernisierungstheorien zeichneten ein Bild moderner funktionalisierter differenzierter Gesellschaften, in der Ethnizität und Vergemeinschaftung nur noch als Restgrößen vormoderner Gesellschaften beschrieben würden. Hamburger bezweifelt, dass Vergemeinschaftung in modernen Gesellschaften verschwindet. Neben rationaler Vergesellschaftung brächten moderne Gesellschaften „auch askriptiv-partikularistische Vergemeinschaftungen hervor“ (Hamburger 1999, S. 169). Es sei davon auszugehen, dass moderne Gesellschaften Vergesellschaftung, Vergemeinschaftung und Individualisierung gleichermaßen hervorrufen. Für die Forschung stelle sich die Aufgabe, die wechselseitigen Bedingungsverhältnisse von Individualisierung, Vergemeinschaftung und Vergesellschaftung zu untersuchen (ebd., S. 172).

Die Systemtheorie kritisiert Hamburger als soziologistisch, weil sie (ungleiche) Rechtsverhältnisse, wie sie im Kontext der Migration evident werden, nur differenzierungstheoretisch begreife. „Der Kampf um die Anerkennung solcher Rechte, wie er im Kontext von Migration zentral wird, kann dann nicht mehr gesellschafts- und herrschaftstheoretisch, sondern nur noch als ethnische Mobilisierung gedeutet werden.“ (ebd., S. 169) 

Hamburger schlägt vor, das von Auernheimer konstatierte fehlende interkulturelle Problembewusst​sein „als eine prinzipiell ambivalente Beobachtung zu rekonstruieren“ (ebd., S. 171). Es sei einerseits gründlich zu hinterfragen, ob und inwiefern sich die Zuordnung eines konkreten Problems zu „Interkulturalität“ überhaupt begründen lasse (ebd., S. 173), weil die Gefahr eindimensionaler Kategorisierungen bestehe, die eventuell Konflikte erst hervorruft, indem sie beispielsweise kulturalistische Stereotypen bestätigt. Andererseits könne die Verwendung der Kategorie Ethnizität oder Kultur (situativ) in einem praktischen Zusammenhang durchaus hilfreich sein. „Wer in welcher Situation welche Kategorie verwendet, erweist sich deshalb immer mehr als die zentrale Forschungsfrage für erziehungswissenschaftliche Untersuchungen.“ (ebd.)

Partikularistische Zugehörigkeiten und universalistische Ansprüche müssten als Teile eines nicht zum Stillstand kommenden Kampfes um Anerkennung begriffen werden. Dabei könne Ethnizität „als zu respektierende Selbstzuschreibung von Individuen, als Reaktion auf Kränkung oder als Mobilisierung von Ressourcen“ betrachtet werden. Differenz könne als Ausdruck von Individualität in pädagogischen Interaktionen anerkannt werden. Überindividuelle Ansprüche seien jedoch zu hinterfragen. Der sich daraus ergebende Diskurs könne immer nur zu vorläufigen Ergebnissen kommen, daher solle auch der universalistische Anspruch nicht übertrieben werden. Für den Bildungsdiskurs sei die Kategorie Ethnizität bzw. Kultur allerdings nicht geeignet. Hier gehe es vielmehr darum „falsche Verallgemeinerungen“ aufzuspüren (ebd., S. 1,75).

1.3.7.
Minderheitenrechte als Lösung?

Zu Beginn des Kapitels wurde bereits auf die Forderung kurdischer Organisationen nach Zuerkennung von Minderheitenrechten hingewiesen. Im Dezember 1999 teilten verschiedene kurdische Vereine auf einer Pressekonferenz mit, dass sie beabsichtigen, eine Petition an den Bundestag zu richten, mit dem Ziel als Minderheit nach dem „Rahmenabkommen des Europarats zum Schutz nationaler Minderheiten in Europa“
 anerkannt zu werden. Die Verfolgung und Repression, der die kurdische Bevölkerung im Mittleren Osten ausgesetzt sei, dürfe nicht bis nach Europa fortgesetzt werden. Den in Europa lebenden Menschen kurdischer Herkunft müsse die Pflege ihrer Kultur und Sprache ermöglicht werden. 

Die kurdischen Vereine regen damit eine Diskussion an, die über die kurdische Frage hinaus reicht. Sind Minderheitenrechte eine Lösung zur Regelung des Verhältnisses zwischen „autoch​thonen“ EU-Bürgern und Zuwanderern?

Von Giyasettin Sayan, einem kurdischstämmigen Mitglied des Berliner Abgeordnetenhaus, wird die Forderung nach Minderheitenrechten mit dem Gleichheitsgrundsatz in Artikel 3 des Grundgesetzes begründet (ND, 21.01.2000). Durch die Beschränkung der Minderheitenrechte in Deutschland auf autochthone Minderheiten wären 90 Prozent der Nicht-Deutschen von Minderheitenrechten ausgeschlossen. Sayan verweist neben den Kurden auf weitere Beispiele der Ungleichbehandlung von Minderheiten. Während beispielsweise die deutsche Minderheit in Polen mit mehreren Millionen Mark jährlich gefördert würde, würde die polnische Minderheit in Deutschland nicht anerkannt werden. Staatsbürgerrechte für alle seien nur der erste Schritt zur Gleichberechtigung. Der zweite sei die Organisierung des gleichberechtigten Nebeneinanders vieler Kulturen. Unter Verweis auf die leidvollen Erfahrungen von Minderheiten in der deutschen Geschichte sieht Sayan in der Gewährung von Minderheitenrechten auch eine Absicherung gegenüber einem Rück​fall in die Vorstellung eines monokulturellen Nationalstaates. 

Eberhard Seidel (ND, 21.01.2000) unterstellt dem kurdischen Ansinnen einen mit dem Ethnopluralismus der Neuen Rechten identischen völkischen Geist. Dem kurdischen Vorstoß läge die Vorstellung einer (statischen) nationalen Identität, die es zu schützen gelte, zugrunde. Und das sei ja nun genau das Gedankengut der extremen Rechten. 

Die kurdische Forderung sei, weil sie einer Ethnisierung der Gesellschaft Vorschub leisten würde, politisch „verheerend“. Sie würde in ihrem Beharren auf einen statischen Kulturbegriff alle Diskussionen um die Ausgestaltung einer offenen, multikulturellen Gesellschaft konterkarieren. Die Kurden wären aus freiem Entschluss in die Bundesrepublik gekommen im Unterschied zu den Friesen, Sorben und Dänen, die 1871 in das Deutsche Reich gezwungen worden seien. 

Seidel plädiert für eine Gesellschaft, in der das Grundgesetz einen Minimalkonsens an Werten festlegt und es darüber hinaus den Staat nicht zu interessieren habe, wie sich der einzelne kulturell und weltanschaulich definiere. Er kritisiert nicht nur die Forderung nach einem rechtlich abgesicherten Status der kurdischen Minderheit, er mag kurdischen Gruppierungen auch keine Gründe zugestehen, sich missachtet zu fühlen. 

Auch jenseits der pauschalen Kritik von Seidel gibt es Bedenken gegenüber einem rechtlich formulierten Minderheitenschutz. Habermas (1993, S. 154) meint zu der Frage, ob der Fortbestand kollektiver Identitäten in der Gesellschaft zu sichern sei, dass eine richtig verstandene Theorie der Rech​te den Einzelnen auch in seinen identitätsbildenden Lebenszusammenhängen schützen müsse. Erst durch den Schutz intersubjektiver Erfahrungs- und Lebenszusammenhänge, die zur Sozialisation und Identitätsbildung des Einzelnen maßgeblich beigetragen haben, könne dessen Integrität als Rechtsperson gewährleistet werden. Rechtssysteme müssten „eine strikte, von den Bürgern selbstgesteuerte Gleichbehandlung ihrer identitätssichernden Lebenskontexte sicherstellen“ (Habermas 1993, S. 158).

Habermas stellt die Frage, ob einer sich missachtet fühlenden, um ihre Anerkennung bemühten und sich kulturell definierenden Gruppe besondere Rechte zugestanden werden sollen. Er kommt zu dem Ergebnis, dass die gleichberechtigte Koexistenz der jeweiligen kulturellen Lebensformen müsse gesichert werden, dafür seien aber keine kollektiven Rechte erforderlich. Zu unterscheiden sei zwischen dem Schutz von identitätsbildenden Lebensformen und Traditionen, der der Anerkennung seiner Mitglieder dienen soll, und einem „administrativen Artenschutz“. Die Reproduktion kultureller Überlieferungen und der damit verbundenen Lebensformen vollziehe sich durch die produktive Aneignung und Fortführung durch diejenigen, die sie annehmen und von ihnen überzeugt sind. Aufgabe des Rechtsstaates sei es, diese kulturelle Reproduktion von Lebenswelten zu schützen, er sei aber nicht verpflichtet, für ihr Überleben zu sorgen. Unter den Bedingungen einer reflexiv gewordenen Kultur sei es notwendig, dem einzelnen die Freiheit zu lassen, ein kulturelles Erbe anzunehmen oder sich anderen Traditionen zuzuwenden. 

Auch Oberndörfer geht auf die Diskussion um einen möglichen im Grundgesetz verankerten Minderheitenschutz
 ein. Seiner Auffassung nach würden Minderheitenrechte nicht nur Minderheiten schützen, sondern implizit auch die Mehrheit gegenüber der Minderheit abgrenzen. Problematisch wäre die Beantwortung der Frage, welche Instanz die verschiedenen kollektiven Kulturen definieren und voneinander unterscheiden soll. Durch eine solche Grundgesetzänderung könnte der Einzelne sein Deutschsein oder Nicht-Deutschsein nicht mehr nach individuellen Präferenzen interpretieren. „Da der besondere Status der Kultur von Minderheiten durch Umkehrschluss sich zwingend auch auf die Kultur der deutschen Mehrheit bezogen hätte, wäre nicht nur der Schutz der Kultur von Minderheiten, sondern auch der kulturellen Identität der deutschen Mehr​heit, ihre Deutschheit, ein Staatsziel geworden. ... Der kulturelle Pluralismus, die multikulturelle Dynamik der Republik, wäre ... durch rechtlich fixierte Trennwände blockiert und die Sterilität völkisch-kultureller Abschottung geschützt worden.“ (Oberndörfer 1998, S. 8)

M.E. ist es nicht verwunderlich, dass die Forderung nach der Zuerkennung von Minderheitenrechten gerade von kurdischer Seite kommt. Das liegt nicht daran - wie Seidel argwöhnt -, dass unter Kurden ein „völkischer Geist“ besonders verbreitet wäre oder dass sie mehr als andere Minderheiten einem statischen Kulturbegriff verhaftet sind. Andere Minderheiten verfügen über andere Möglichkeiten, kulturelle Rechte - etwa durch die Institutionen eines Herkunftsstaates - zu verwirklichen. Zudem sind Selbsthilfeeinrichtungen der kurdischen Minderheit mehr als die anderer Minoritäten von öffentlichen Geldern abgeschnitten und aus gesellschaftlichen Diskursen ausgeschlossen. Stärker eingeschränkt in Partizipationsrechten als andere Ausländer nimmt es nicht Wunder, dass kurdische Gruppierungen sich auf die Suche machen, wie sie Anerkennung finden können. Wenn die Zuerkennung von Minderheitenrechten aus den von Habermas und Oberndörfer genannten Gründen problematisch erscheint, dann muss überlegt werden, wie Kurdinnen und Kurden die gleichen kulturellen Rechte bekommen können wie beispielsweise die türkische oder die italienische Minderheit. 

Im Abschnitt über die Wahrnehmung des Selbsthilfepotenzials von Einwanderern wurde Viola Gergi mit dem Hinwies zitiert, dass die Förderung von Solidargemeinschaften von Migrantinnen und Migranten eine Alternative zu der Vergabe von kulturellen Minderheitenrechten darstellt. Würde das Selbsthilfepotenzial von Einwanderern finanziell gefördert, in gesellschaftliche Institutionen miteinbezogen und damit auch gesellschaftlich anerkannt werden, dann würde den Migrantinnen und Migranten Gerechtigkeit zuteil werden, ohne durch die Vergabe kultureller Kollektivrechte die Bindung an die Herkunft zu verewigen. 

� Haarmann (1983) referiert verschiedene Kataloge über „Kriterien der ethnischen Identität“.


� Ein brillanter Beitrag zu der Frage „Wer sind die ‘Kurden’?“ findet sich bei Behrendt (1993).


� In Abschnitt 6.2. Aspekte der kurdischen Sprache wird ausführlich diese Problematik eingegangen.


� Nebez, Jemal: Kurdische Zugehörigkeit: Wer ist Kurde? Was bedeutet es Kurde zu sein? Ein Beitrag zur Erforschung der Identität eines aufgeteilten staatenlosen Volkes. Vortrag - gehalten am 27. 12.1985 in Kopenhagen für die kurdischen Flüchtlinge in Dänemark - im Rahmen eines Seminars über die Kurdenproblematik. S. 63. (Zit. n. Behrendt 1993, S. 19).


� Natürlich lässt sich nicht nur die Vorstellung einer einheitlichen Gruppe der Kurden dekonstruieren, sondern jedes Homogenitätskonstrukt. Beispielweise befinden sich unter den sogenannten Spätaussiedlern genügend Menschen, die kein Wort Deutsch sprechen, noch nie in Deutschland waren, sich aber trotzdem als Deutsche definieren.


� Mir ist die Ungenauigkeit bewusst, nicht ausdrücklich zwischen Kultur und Ethnie zu differenzieren. Ich verweise auf eine umfangreiche Literatur zu dieser Thematik. (U.a. grenzt Nieke (1995, S. 37 ff.) die Begriffe Ethnie und Kultur gegeneinander ab und geht ausführlich auf verschiedene Bedeutungsfelder des Kulturbegriffs ein.) Die Begriffe Kultur und Ethnie werden in der interkulturellen Pädagogik oft synonym gebraucht. Im Rahmen dieser Arbeit geht es mir v.a. darum, auf die Problematiken hinzuweisen, die mit den Begriffe verbunden sind, und ihren prozesshaften Charakter herauszustellen.


� Siehe Radtke 1987, 1991, 1995, 1998. Dittrich/Radtke (1990) haben mit der Herausgabe eines Bandes verschiedener Aufsätze über „Ethnizität“, aus dessen Einleitung im folgenden mehrmals zitiert wir, einen hervorragenden Überblick über den Stand der Diskussion in den Sozialwissenschaften geliefert.


� Die Sprachwissenschaftlerin Tove Skutnabb-Kangas - selber Angehörige der finnischen Minderheit in Schweden - formuliert ihre Thesen explizit vom Standpunkt der Minderheit aus.


� Im Abschnitt 6.3. Von der Förderung der „Rückkehrfähigkeit“ bis zur Bereicherungsthese - Geschichte des muttersprachlichen Unterrichts wird die Bereicherungsthese von Skutnabb-Kangas erläutert.


� Das Abkommen zwischen 41 dem Europarat angehörenden Staaten trat 1998 in Kraft. Die Staaten verpflichten sich darin, den auf ihren Territorien lebenden Minderheiten die Pflege ihrer Kultur, ihrer Sprache und Gebräuche zu ermöglichen. Dazu gehört das Recht auf eigenen Schulen, Schulklassen, Unterricht in eigener Sprache, Bibliotheken, Medien u.v.m.


� Zur Debatte stand ein Vorschlag zur Ergänzung des Grundgesetzes durch einen Artikel 20b mit dem folgenden Wortlaut: „Der Staat achtet die Identität ethnischer, kultureller und sprachlicher Minderheiten.“
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